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1 Vom „produzierenden“ zum „regulierenden“ Wohlfahrtsstaat – ei-
ne Hypothese zum aktuellen Wandel europäischer Wohlfahrtsstaa-
ten 
 
Die klassische Vorstellung vom Wohlfahrtsstaat ist die eines produzierenden Wohl-
fahrtsstaats. Sie geht davon aus, dass es der Staat selbst ist, der für die Bürger und 
Bürgerinnen Geld und soziale Dienste bereitstellt und die Bedingungen formuliert, 
unter denen die Menschen Anspruch darauf haben. Dieses Bild war vor allem für 
den Bereich der monetären Transfers angemessen und hat die Wahrnehmung des 
Wohlfahrtsstaates als Ganzes lange geprägt.  
 
Inzwischen erweitert sich sowohl in der soziologischen Forschung als auch in der 
politischen Praxis die Vorstellung davon, welches die Aufgaben des Sozialstaats sind 
und wie er sie erfüllen soll: Die Aufgaben des Wohlfahrtsstaates werden weniger in 
der direkten Bereitstellung von Geld- und Dienstleistungen als in der Steuerung und 
Koordination wohlfahrtsrelevanter Eigenaktivitäten von Systemen und Akteuren 
gesehen. Den Gegenstand dieser Beschreibung nennen wir den regulierenden Wohl-
fahrtsstaat.  
 
Der polarisierende Titel „Vom produzierenden zum regulierenden Wohlfahrtsstaat“ 
bezeichnet also keine real existierende Alternative zwischen zwei reinen Wohlfahrts-
staatstypen, sondern zielt auf eine theoretisch und politisch-praktisch begründbare 
Verschiebung in den Vorstellungen über die Aufgaben des Wohlfahrtsstaates und 
auf die sich daraus ergebenden beobachtbaren Veränderungen in der Sozialpolitik. 
Der Begriff „regulative Sozialpolitik“ meint diejenigen Aspekte sozialpolitischer 
Maßnahmen, die eine staatliche Rahmung „gesellschaftlicher“ (nicht-staatlicher) 
Wohlfahrtsproduktion hervorbringen und letztere damit erst möglich machen.  
 
Bei sozialen Dienstleistungen, z.B. im Rahmen der Kranken- oder Pflegeversiche-
rung, ist man sich schon länger der Bedeutung solcher staatlicher Maßnahmen be-
wusst, die nicht direkt Leistungen bereitstellen, sondern das Angebot und die Ver-
flechtung von Leistungen anderer Akteure steuern sollen.1 Ein Ausbau regulativer 
Elemente in der Sozialpolitik ist erstmals auch bei monetären Transfers, nämlich in 
der aktuellen Reform der Alterssicherung, zu beobachten, bei dem die gesetzliche 
Rentenversicherung, die individuelle private Altersvorsorge und die betriebliche 
Altersvorsorge zum ersten Mal in einem integrierten Konzept verhandelt werden. 
Private Altersvorsorge wird nicht mehr als Privatsache behandelt, um die sich der 
Staat nicht zu kümmern braucht, vielmehr wird es als eine Aufgabe der Politik ange-
__________ 
1 Beispiele hierfür sind im Zusammenhang der Pflegeversicherung Regelungen zur Qualitätssiche-
rung bei Pflegeleistungen privater Anbieter oder steuer- und rentenrechtliche Anreize zur Pflege von 
Familienangehörigen. Das Pflegegesetz weist in §§ 8 und 12 Ländern, Kommunen und Pflegekassen 
explizit die Funktion zu, den Wohlfahrtsmix öffentlicher, privater, ehrenamtlicher, nachbarschaftli-
cher und familialer Hilfen zu organisieren. Im Bereich der Krankenversicherung wurden kürzlich 
private Anbieter vom Staat z.B. gezwungen, verstärkte Rücklagen für die abzusehende Alterung der 
Bevölkerung anzulegen. 
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sehen, bei der privaten und betrieblichen Altersvorsorge die Rahmenbedingungen 
für Expansion und Ausbau zu schaffen. Gerade das Ausmaß und die Art der Regu-
lierung der privaten Altersvorsorge und ihre staatliche Förderung sind zentrale 
Themen in der laufenden politischen Auseinandersetzung.  
 
In dem geplanten Forschungsprojekt, dessen Feld der vorliegende Beitrag exploriert, 
soll der Wandel vom produzierenden zum regulierenden Wohlfahrtsstaat anhand 
des Bereichs der Alterssicherung und seiner aktuellen Reform untersucht werden, 
und zwar als Indiz eines tiefgreifenden Wandels von Politik, von Normen und von 
Wohlfahrtsstaatlichkeit als Ganzes. 
 
 
2 Wohlfahrtsstaatsforschung, Steuerungstheorie und Wohlfahrtsmix 
in der Alterssicherung – Bezugspunkte einer Analyse des „regulie-
renden Wohlfahrtsstaates“ 
 
Theoretisch-konzeptionell knüpft die hier zu elaborierende Forschungsfragestellung 
an drei Diskussionsstränge an: erstens an die Theorien der neueren Wohlfahrtsstaats-
forschung, zweitens an eine auch von Bielefeld ausgehende rechtssoziologische, sys-
temtheoretisch beeinflusste Steuerungs- und Regulierungsdiskussion und drittens an 
politik- und praxisnähere sozialpolitische Forschungen zur Alterssicherung.  
 
Ansätze aus allen drei Bereichen berühren die Frage regulativer Steuerung in der 
Sozialpolitik, es gibt jedoch bisher noch keine Arbeiten, die diese Frage systematisch 
und theoretisierend zum Thema machen. Sozialpolitische Beiträge zu nicht-
staatlicher Daseinsvorsorge nehmen in der Literatur derzeit zu und sie erwähnen 
erwartungsgemäß auch den Regulierungsaspekt, erkennen jedoch in der Regel nicht 
seine Tragweite für den Wandel von Wohlfahrtsstaatlichkeit. Der Gegenstand sol-
cher Arbeiten ist der (triftige und wichtige) Befund eines stärker ausgeprägten 
„Wohlfahrtsmixes“. Die Verflechtung der verschiedenen Wohlfahrtssektoren, insbe-
sondere die staatlich-rechtlichen Voraussetzungen „privater“ Vorsorge an Märkten 
und in Familien, wird jedoch nur am Rande behandelt. 
 
2.1 Wohlfahrtsstaatsforschung 
 
Die Wohlfahrtsstaatsforschung hat sich seit Mitte der 70er Jahre zu einem größeren 
Gebiet der Soziologie entwickelt – teilweise mit fließenden Übergängen zur Politik-
wissenschaft. Die Entstehung und Expansion westlicher Wohlfahrtsstaaten ist breit 
erforscht. Seit Mitte der 90er Jahre zeichnet sich jedoch eine Wende sowohl in der 
Entwicklung des Wohlfahrtsstaates als auch in seiner soziologischen Erforschung ab. 
 
Diese Neuorientierung ist erst in Ansätzen theoretisch ausgearbeitet. Paul Pierson 
hat in einem vielrezipierten Artikel von 1996 darauf hingewiesen, dass die Theoriefi-
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guren, mit denen die Expansion westlicher Wohlfahrtsstaaten beschrieben und er-
klärt werden kann, für die sich abzeichnende Phase des Umbaus und des Wandels 
nicht angemessen sind: „Retrenchment is not simply the mirror image of welfare sta-
te expansion“ (Pierson 1996: 156). Vielmehr findet wohlfahrtsstaatliche Reformpolitik 
heute unter ganz anderen Umständen statt als in Zeiten, zu denen Wohlfahrtsstaaten 
vor allem ausgebaut wurden. Die Veränderungen der Rahmenbedingungen für Sozi-
alpolitik sind laut Pierson eine Folge der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung selbst. 
 
Dabei setzt sich in der internationalen Wohlfahrtsstaatsforschung die Sichtweise 
durch, dass Wohlfahrtsstaaten nicht einfach rückgebaut oder „privatisiert“ werden, 
sondern dass es sich bei den beobachtbaren Veränderungen um einen Wandel, einen 
Umbau handelt. Die Erforschung von Umbauprozessen in westlichen Wohlfahrts-
staaten ergab, dass sich zwar die Rahmenbedingungen für staatliche Sozialpolitik 
verändert haben, dass jedoch neue normative Grundlagen, neue Interessen und Inte-
ressenkonstellationen und neue Legitimitätserfordernisse erwachsen. Die sich damit 
abzeichnenden „new politics of the welfare state“ (Pierson 1996, 2001) fordern der 
sozialwissenschaftlichen Forschung neue theoretische Mittel ab.  
 
Als Beitrag zu dieser Debatte soll im geplanten Projekt regulative Politik als neuer 
(bzw. wachsender und erst jetzt strukturell in Erscheinung tretender) Typ von Sozi-
alpolitik untersucht werden.  
 
Wohlfahrtsstaatliche Entwicklung hat zwar schon immer mehr beinhaltet hat als die 
direkte staatliche Produktion von Sozialleistungen. Die Wohlfahrtsstaatsforschung 
hat sich bislang aber auf die klassischen Felder der Sozialpolitik konzentriert und 
sich wenig mit den staatlichen Steuerungsmöglichkeiten nicht-staatlicher Wohl-
fahrtsproduktion beschäftigt. Eine Ausnahme ist hier Richard Titmuss, der Nestor 
der britischen Sozialpolitiklehre, der schon 1956 in einem klassischen Artikel auf das 
Phänomen des „fiscal welfare“ hingewiesen hat. Eine „soziale Politik“ (Sozialpolitik 
im weiteren Sinne) umfasse auch Steuerpolitik: „Social policy operating through the 
medium of the fiscal system“ (Titmuss 1976: 45). Steuerpolitik kann nicht nur umver-
teilende Wirkungen haben, sondern kann auch Anreize für nicht-staatliches, wohl-
fahrtsförderndes Handeln schaffen.2 
 
Inzwischen ist die Vorstellung, dass Wohlfahrt nicht allein staatlich generiert wird, 
sondern im Zusammenspiel von Leistungen unterschiedlicher gesellschaftlicher Be-
reiche entsteht, unter dem Titel Welfare Mix oder Wohlfahrtspluralismus in die 
Wohlfahrtsstaatsforschung eingegangen (Sammelband Evers/Olk 1996a). Evers und 
Olk (1996b) entwickeln in einem programmatischen Einleitungsaufsatz ein Konzept, 
in dem vier Sektoren (Markt, Staat, 3. Sektor/intermediärer Bereich und informeller 
Sektor) als funktional eigenständige Bereiche nebeneinander stehend gedacht sind 
(vgl. Evers/Olk 1996b: 17). Für jeden der genannten Sektoren postulieren sie eine 
spezifische Rationalität, charakteristische Zugangsvoraussetzungen, bestimmte Zent-
ralinstanzen und typische Leistungsstärken und –schwächen. Sie legen das Augen-
merk also auf die einzelnen, unabhängig voneinander gedachten Sektoren, die – je-
__________ 
2  Ein einleuchtendes, auch von Titmuss verwendetes Beispiel sind Steuervorteile für kindererziehen-
de Personen, also eine staatliche Regulierung familialer Zusammenhänge. 
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der für sich – analysiert werden können. Wohlfahrtsmix erscheint bei dieser Heran-
gehensweise als die Summe der wohlfahrtsrelevanten Leistungen der einzelnen Sek-
toren.  
 
Aus steuerungstheoretischer Sicht unterschätzt dieses theoretische Modell einer ge-
mischten Wohlfahrtsproduktion allerdings den entstehenden Regulierungsbedarf 
(vgl. Shi 2000). Eine Auffassung von Wohlfahrtspluralismus oder Wohlfahrtsmix, die 
das Nebeneinander der einzelnen Sektoren der Wohlfahrtsproduktion betont, ist zu 
eng gedacht. Beispielsweise weisen Evers/Olk dem Staat keine besondere Rolle im 
Wohlfahrtsmix zu, für sie ist er ein Anbieter von Geld und Leistungen neben ande-
ren. Wohlfahrtsmix ist bei ihnen additiv gedacht, als die Summe von wohlfahrtsrele-
vanten Prozessen in eigenständigen Sektoren. Demgegenüber wollen wir das Au-
genmerk auf die Verflechtung und auf die Verbindung von wohlfahrtsproduktiven 
Abläufen in verschiedenen Bereichen richten –  vom „Wohlfahrtsmix“ zu „Wohl-
fahrtsverflechtung“ und Regulierung. Theoretisch kommt man auf diese Weise zu 
einem umfassenderen Verständnis wohlfahrtsstaatlicher Abläufe, praktisch liegt hier 
eine zentrale politische Gestaltungsaufgabe des im Umbau befindlichen  Sozial-
staats.3  
 
In Deutschland hat vor allem Franz-Xaver Kaufmann das Fundament für eine Theo-
rie des Wohlfahrtsstaats gelegt, in der das Zusammenwirken wohlfahrtsrelevanter 
Prozesse in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen immer schon mitgedacht ist. 
Kaufmann zufolge beinhaltet Sozialstaatlichkeit zwei Komponenten: ein (relativ kon-
stantes und allgemeines) Staatsziel und einen je konkreten, historisch variablen So-
zialsektor. Das Staatsziel kann in soziologischen Begriffen als Ermöglichung sozialer 
Teilhabe von Individuen (Inklusion) in Form sozialer Rechte rekonstruiert werden 
(Marshall 1950). 
 
Das duale Konzept von Kaufmann impliziert, dass Sozialstaatlichkeit als Staatsziel 
nicht bedeutet, dass sozialpolitische Maßnahmen immer unmittelbar vom Staat aus-
geführt werden müssen: „Die Einrichtungen der sozialen Sicherung und die sozialen 
Dienste sind nicht notwendigerweise staatlicher Art“ (Kaufmann 2000: 178). In der 
Regel schafft der Staat öffentlich-rechtliche Einrichtungen oder betraut privat-
rechtliche Einrichtungen mit öffentlichen Aufgaben. Solche staatlichen, parastaatli-
chen oder staatlich regulierten Einrichtungen, die verschiedene Rechtsformen haben 
__________ 
3 Bei der Pflegeversicherung wurde die Frage nach der Notwendigkeit und den Mög-
lichkeiten und Grenzen einer staatlichen Steuerung einer Vielfalt von Trägern und 
Dienstleistern schon Mitte der 90er Jahre – gleich bei ihrer Einführung – aufgeworfen 
(vgl. Shi 2000). Adalbert Evers kritisierte damals an der Einführung eines Pflege-
marktes, dass man nicht bedacht habe, „in welchem Umfang die Vorteile, die man 
sich davon für Nutzer und Gesellschaft erwartet, Politiken der Rahmensetzung, der 
Zivilisierung der Märkte und Kultivierung des Marktverhaltens erfordern“ (Evers 
1995: 26). Inzwischen kann man auf zahlreiche Dokumentationen und erste For-
schungsergebnisse über Qualitätssicherung in der privatwirtschaftlichen und häusli-
chen Pflege zurückgreifen (z.B. Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen 1997).  
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können und deren Leistungen für die Lebensführung von Individuen von Bedeutung 
sind, bilden den Wohlfahrts- oder Sozialsektor (Kaufmann 1997; Kaufmann 2000).  
 
Sozialpolitik im Prozess ihrer Umsetzung (Wohlfahrtsproduktion) schließt also ne-
ben dem Staat eine Vielzahl anderer Akteure ein: „Wohlfahrtsproduktion ist somit 
ein gleichzeitig auf mehreren Ebenen soziologisch rekonstruierbarer Prozess, der 
gleichzeitig den Staat, die Erwerbswirtschaft, den Wohlfahrtssektor und die Privat-
haushalte involviert“ (Kaufmann 1994: 368). Der Staat ist hierbei nicht als „direkter 
Produzent“ von Wohlfahrt gedacht, sondern als das zentrale politische Organ eines 
Gemeinwesens, von dessen Regulierungen die gesellschaftliche Wohlfahrtsprodukti-
on abhängt. Nicht-staatliche Altersvorsorge beispielsweise setzt in finanzieller, recht-
licher, institutioneller und legitimatorischer Hinsicht Rahmenbedingungen voraus, 
die von den beteiligten Systemen nicht selbst erbracht werden können, für die es also 
staatlicher Unterstützung bedarf. 
 
Für den Wandel in Richtung regulativer Sozialpolitik ist ein internationaler Ver-
gleich erhellend. Zum einen nehmen wir an, dass regulierende Politik in allen west-
lichen Wohlfahrtsstaaten eine zunehmende Rolle spielt. Zum anderen ist jedoch mit 
systematischen Unterschieden bezüglich des Ausmaßes und der Formen dieses 
Wandels zu rechnen, wodurch neue Strukturunterschiede zwischen Wohlfahrtsstaa-
ten entstehen könnten.  
 
Hierzu knüpfen wir an die Typologie von Wohlfahrtsregimen an, die Gosta Esping-
Andersen in seinem für die Wohlfahrtsstaatsforschung wichtigen Buch „The Three 
Worlds of Welfare Capitalism“ (1990) entwickelt hat. Er unterscheidet drei Regime-
typen: den liberalen, den konservativ-korporatistischen und den sozialdemokrati-
schen Wohlfahrtsstaat. Diese von anderen Autoren oft überprüfte und diskutierte 
Typologie soll hier in neuartiger Weise als Ausgangspunkt verwendet werden. Dabei 
geht es nicht um eine immanente Überprüfung, sondern um eine systematisch wei-
terführende Sichtweise. Die herkömmliche, auch bei Esping-Andersen zugrunde lie-
gende vergleichende Strukturanalyse von Wohlfahrtsstaaten verengt sich auf die 
„produzierenden“ Funktionen des Wohlfahrtsstaates. Das führt dazu, dass charakte-
ristische Strukturmerkmale und -unterschiede von Wohlfahrtsstaaten unzureichend 
erfasst werden.  
 
Daher ist zu fragen: Bringt die von uns angenommene Zunahme regulierender Akti-
vitäten des Wohlfahrtsstaats neue Strukturbildungen und damit potentiell auch neu-
artige Strukturunterschiede zwischen Wohlfahrtsstaaten hervor? Der Vergleich von 
Deutschland und Großbritannien dient der Untersuchung, ob sich in diesen Ländern 
unterschiedliche „Regulierungstypen“, gar „Regulierungsregime“ oder „Regulie-
rungskulturen“, finden, und ob diese Typen die Esping-Andersenschen Typen nur 
spiegeln, für einen neuen Aspekt von Politik gleichsam verlängern, oder ob hier neue 
Strukturen entstehen, die neuartige Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
Ländern induzieren.  
 
Die Wahl von Deutschland und Großbritannien verspricht, aufschlussreich zu sein, 
da diese Länder von Esping-Andersen unterschiedlichen Regimen zugeordnet wer-
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den. Deutschland verkörpert den konservativ-korporatischen Typus, der sich gene-
rell durch ein höheres Maß an Staatlichkeit auszeichnet, während Großbritannien 
dem liberalen Typus zuzurechnen ist, in dem der Markt passiv (durch minimale 
staatliche Sozialleistungen) oder aktiv (durch Subventionierung privater Sicherungs-
formen) gefördert wird (Esping-Andersen 1990: 26f.). In Großbritannien gibt es in der 
Tat traditionell ein hohes Maß an betrieblicher und individuell-privater Altersvor-
sorge in der Bevölkerung, bei geringen Leistungen der staatlichen Säule der Alterssi-
cherung (vgl. Hinrichs 2000). In der Vergangenheit wurde die Regulierungsdebatte 
in Großbritannien aufgrund von Finanzskandalen im Zusammenhang mit privaten 
Pensionsfonds schon öfter virulent.  
 
Zu fragen ist etwa: Bedingt die Schwäche des produzierenden Wohlfahrtsstaats in 
Großbritannien einen stärkeren Bedarf an regulierenden Maßnahmen? Nähert sich 
der bezüglich ‚Produktion’ stärkere deutsche Sozialstaat derzeit im Feld der Regulie-
rung britischen Standards an, wird dem britischen Wohlfahrtsstaat in dieser Hinsicht 
also ähnlicher? 
 
Das Feld der Alterssicherung scheint in besonderer Weise geeignet, die Entwicklung 
zum regulativen Sozialstaat zu beleuchten. Erstens ist dieses Feld das legitimatorisch 
wichtigste, gleichsam die „heilige Kuh“ im deutschen Sozialstaat (vgl. Abelshauser 
1996), und steht daher im Zentrum der aktuellen Umbaubemühungen. Die staatliche 
Alterssicherung ist auch schon seit längerem das neben Gesundheit und Arbeits-
markt wichtigste Politikfeld, das in der Wohlfahrtsstaatsforschung Aufmerksamkeit 
findet. Real ist die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) der größte Einzelposten im 
Sozialbudget der BRD. Auf sie entfallen etwa 40 % der Sozialausgaben, was etwa 13 
% des Bruttoinlandsprodukts entspricht.  
 
Zweitens ist die Alterssicherung – abgesehen von der Einführung der Gesetzlichen 
Pflegeversicherung 1994/95 - das Pilotfeld regulativer Politik in einem sozialstaatli-
chen Kernbereich. Die bisher anhand sozialer Dienstleistungen (Pflegebereich) ge-
wonnenen Einsichten in regulierende Politik können hier erstmals am Fall monetärer 
Transfers vertieft und systematisch erweitert werden.  
 
Drittens bilden Analysen der Reform der Alterssicherung auch in der international 
vergleichenden Forschung einen Schwerpunkt (vgl. zuletzt Bonoli 2000). Da Renten-
reform heute meist eine Stärkung privater Vorsorge beinhaltet, geht es dabei immer 
auch um Veränderungen im Wohlfahrtsmix.  
 
Viertens ist die Alterssicherung auch von generellem soziologischen Interesse, was 
vor allem Martin Kohli ausgearbeitet hat. Durch die Definition der Grenze zwischen 
Erwerbsarbeit und Nicht-Erwerbsarbeit  als „Altersgrenze“, in Deutschland zudem 
auch durch die Lohnbezogenheit der Rente, wird der „Generationenvertrag“ der 
Rentenversicherung zu einem Bestandteil der „moralischen Ökonomie“ der „Ar-
beitsgesellschaft“ (Kohli 1989). Die Rentenversicherung, so Kohli, ist mehr als ein 
technisches, utilitaristisch deutbares Umverteilungsverfahren. Vielmehr ruht sie auf 
soziokulturellen Voraussetzungen auf und prägt diese zugleich. 
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2.2 Steuerungs- und Regulierungstheorie – die rechtssoziologische und system-
theoretische Diskussion 
 
Systemtheoretische Beschreibungen moderner Gesellschaften gehen davon aus, dass 
die Ausdifferenzierung operativ geschlossener sozialer Systeme und die damit ver-
bundene Steigerung von gesellschaftlicher Komplexität es zunehmend unwahr-
scheinlich machen, dass sich durch hoheitliche, direkte Sanktionierung des Handelns 
von Akteuren Steuerungserfolge erzielen lassen. Staatliche Steuerungsabsichten soll-
ten sich demnach weniger auf rechtliche Gebote und Verbote stützen, sondern viel-
mehr auf „weiche“ Strategien wie Anreiz- oder Überzeugungsprogramme, die Kon-
stitutierung von Verhandlungssystemen, die Setzung von reflexivem oder prozedu-
ralem Recht und Kontextsteuerung (vgl. Teubner/Willke 1984).  
 
Franz-Xaver Kaufmann weist darauf hin, dass „die Schaffung zwingenden Rechts 
das spezifische Organisationsmittel des Staates ist“ (1988: 68). In differenzierten Ge-
sellschaften stellt sich die Frage nach den Grenzen und Möglichkeiten des Rechts als 
Mittel politischer Steuerung (vgl. dazu die Beiträge in Grimm 1990). Petra Hiller 
(1999) zeigt, dass ein Recht, das primär vergangene Ereignisse als Auslöser für 
rechtsförmiges Handeln festlegt, für die politische Problembewältigung in einer Risi-
kogesellschaft, in der Entscheidungen zukunftsbezogen getroffen werden müssen 
und damit zwangsläufig Unsicherheiten über Folgeentwicklungen beinhalten, nicht 
mehr angemessen ist. Vor diesem Hintergrund diskutiert sie die Möglichkeiten und 
Grenzen eines prozeduralisierten Rechts, das nicht mehr Unsicherheit reduziert, 
sondern mit Unsicherheiten produktiv umgeht.  
 
Bei der Setzung von reflexivem Recht „verzichtet die staatliche Rechtssetzung dar-
auf, substanzielle Entscheidungskriterien für die Regulierung gesellschaftlicher Kon-
flikte bereitzustellen, und schafft statt dessen Verhandlungssysteme und –verfahren, 
in deren Rahmen dann die betreffenden gesellschaftlichen Teilsysteme ihre Abstim-
mungsprobleme autonom regulieren“ (Schimank 1997: 197). Diese Verfahrensweise 
entspricht den Erfordernissen der Kontextsteuerung. Bei einer Kontextsteuerung 
zielt Fremdsteuerung auf die Veränderung der Umweltbedingungen des betreffen-
den Systems, so dass das System im Rahmen seiner Eigendynamik seine Entschei-
dungen und Operationen im Sinne einer größtmöglichen Umweltverträglichkeit an 
diesen Bedingungen ausrichtet (vgl. Willke 1998: 124).  
 
Steuerungstheoretische Fragestellungen im Hinblick auf verschiedene Politikfelder 
haben durch die Auseinandersetzung mit der soziologischen Systemtheorie gerade 
in Bielefeld Tradition. Die Beiträge in einem von Petra Hiller und Georg Krücken 
herausgegebenen Sammelband (Hiller/Krücken 1997) beleuchten regulative Aspekte 
der Umwelt- und der Technologiepolitik. Dabei steht vielfach die Rolle des Rechts 
bei der politischen Risikoregulierung im Vordergrund. Die Forschungsprojekte von 
Helmut Willke und seinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen befassen sich mit u.a. 
mit der Regulierung von Bankensystemen und Kapitalmärkten (z.B. Strulik 2000). 
Franz-Xaver Kaufmann hat Fragen der Steuerung in die Soziologie der Sozialpolitik 
(vgl. Kaufmann 1983, 1988; 1982) und des öffentlichen Sektors generell (Kauf-
mann/Majone/Ostrom 1986) eingebracht.  
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Hier liegt die Verknüpfung zwischen den oben skizzierten systemtheoretischen und 
rechtssoziologischen Steuerungsdebatten einerseits und der Annahme eines Wandels 
von Wohlfahrtsstaatlichkeit und der angestrebten Beschreibung eines „regulierenden 
Wohlfahrtsstaats“ andererseits.  
 
Das Bild des klassischen („produzierenden“) Sozialstaates ist charakterisiert durch 
punktuelle, lokale staatliche Interventionen in gesellschaftliche Verhältnisse als Reak-
tion auf sozial definierte soziale Problemlagen, mit dem Ziel der Besserstellung be-
stimmter Bevölkerungsgruppen. Es gibt nun Anlass zu der Annahme, dass auch im 
Bereich der Sozialpolitik eine qualitative Veränderung der Staatstätigkeit eingesetzt 
hat, die sich mit der Formel „von der staatlichen Leistung zur Kontextsteuerung“ 
oder „von Intervention zu Steuerung“4 beschreiben lässt. Sowohl aus gesellschafts-
theoretischer Perspektive, als auch aus politisch-praktischen Erfordernissen ist ein 
Staatshandeln gefordert, das die Eigendynamik von kollektiven Akteuren und die 
Eigenaktivität von individuellen Akteuren steuert, indem es auf die Handlungsprä-
missen dieser Akteure zielt.  
 
Kaufmann beschreibt die Aufgaben eines Staates unter den Bedingungen funktiona-
ler  Differenzierung folgendermaßen: „Die neuartige Zumutung, welche aus dieser 
Problemlage an den Staat erwächst, bezieht sich somit nicht mehr nur auf die Ver-
antwortung [...] für die Gewährleistung individualisierbarer Wohlfahrt der Bürger 
(wie im Diskurs der Sozialstaatlichkeit), sondern auf die Verantwortung für die Ge-
währleistung des unschädlichen Zusammenspiels der Eigendynamik verschiedener 
sozialer Systeme“ (Kaufmann 1994: 32). Kaufmann postuliert in diesem Sinne eine 
Entwicklung vom Sozialstaat zum „Steuerungsstaat“.  
 
Einen Wohlfahrtsstaat, dessen Aufgaben weniger in der direkten Bereitstellung 
wohlfahrtssteigernder Geld- und Dienstleistungen als in der Steuerung und Ko-
ordination wohlfahrtsrelevanter Eigenaktivitäten von Systemen und Akteuren 
gesehen werden, bezeichnen wir als „regulierenden Wohlfahrtsstaat“. 
 
Ein solcher Wandel von Wohlfahrtsstaatlichkeit hat gesellschaftstheoretische Konse-
quenzen. Die mit dem klassischen, produzierenden Wohlfahrtsstaat einhergehende 
Unterscheidung zwischen Staat einerseits und Markt und Familie andererseits, von 
„öffentlich“ und „privat“ wird brüchig. Entsprechend spricht Kaufmann von einem 
„blurring of the distinction ‚state versus society‘„ (Kaufmann 1986).  
 
__________ 
4 Allerdings ist „sozialpolitische Intervention“ auch als Eingriff in und Beeinflussung von vorgeordne-
ten sozialen Verhältnissen zu konzipieren (Kaufmann 1982). Die Begrifflichkeit von Intervention und 
Steuerung ist im Projekt näher auszuarbeiten. 
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Für die Rechtswissenschaft erweist sich damit die Unterscheidung zwischen öffentli-
chem Recht (als Recht zur Selbstbindung des Staates) und Privatrecht (als Rahmen-
recht zur Ordnung der Beziehungen zwischen privaten Akteuren) als nicht mehr an-
gemessen zur Beschreibung der empirisch beobachtbaren Zusammenhänge: „In dem 
Maße, in dem der Staat die Steuerung ganzer Gesellschaftsbereiche [...] übernimmt, 
deren Leistung nahezu ausschließlich durch nichtstaatliche Akteure und deren Be-
ziehungen zustande kommen, wird die Unterscheidung von öffentlichem und priva-
tem Recht vollends obsolet“ (Kaufmann 1994: 36). Es kommt also darauf an, andere 
Begriffe und treffendere Unterscheidungen zu finden, mit denen die sich abzeich-
nenden Verhältnisse beschrieben werden können.  
 
Eine sowohl soziologisch als auch rechtswissenschaftlich angelegte Untersuchung 
über die staatliche Rahmung gesellschaftlicher Wohlfahrtsproduktion kann die ange-
sprochene Verflechtung des öffentlichen und privaten Rechts und die sich aus der 
oben skizzierten rechtssoziologischen Regulierungs- und Steuerungsdebatte erge-
benden Fragen besonders gewinnbringend behandeln.  
 
2.3 Sozialpolitikforschung: die politik- und praxisnahe Diskussion zum Wohl-
fahrtsmix in der Altersvorsorge 
 
Sowohl die sozialwissenschaftliche Forschung über Alterssicherung als auch die poli-
tische Praxis beschäftigen sich zwar mit den drei Säulen der Alterssicherung – ge-
setzliche Rentenversicherung, betriebliche Alterssicherung und private Vorsorge –,  
betrachten die Säulen aber jeweils für sich und als mehr oder weniger unabhängig 
nebeneinanderstehend.  
 
Die verschiedenen Formen betrieblicher und privater Altersvorsorge sind häufig 
Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen. Das Spektrum reicht dabei von der 
Untersuchung einzelner Vorsorgeprodukte wie der Lebensversicherung (Theis 2001) 
über Bestandsaufnahmen von Formen und Umfang der betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge (Bruno-Latocha 2000) bis hin zu volks- und finanzwissenschaftlichen 
Studien über die Auswirkungen einer breit gestreuten kapitalgedeckten privaten Al-
tersvorsorge auf Kapitalmärkte (Scholz 2000).  
 
Daneben gibt es international vergleichende Arbeiten, in denen das Augenmerk auf 
der unterschiedlichen Zusammensetzung und der Gewichtung der Säulen der Al-
terssicherung in verschiedenen Ländern liegt (institutioneller Wohlfahrtsmix; Za-
cher 1991, zuletzt Döring 2001). Auch der individuelle „Einkommensmix“ (Leise-
ring 1996) im Alter, also die Zusammensetzung von Alterseinkünften aus verschie-
denen Quellen, ist gut erforscht (VDR/BMAS 2000). Direkt an die politischen Ent-
scheidungsträger richten sich Vorschläge zur Reform der Alterssicherung 
(Birg/Börsch-Supan 1999; Rolf/Wagner 1996; Klein/Teepe 2000). 
 
Im Vergleich des deutschen Systems der Altersvorsorge mit den Systemen anderer 
Länder zeigt sich, dass in Deutschland die private und die betriebliche Altersvorsor-
ge neben den staatlich bereitgestellten Alterseinkünften (gesetzliche Rentenversiche-
rung, Beamtenversorgung) wenig Gewicht haben. Der Anteil der privaten und der 
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betrieblichen Altersvorsorge an der Gesamtvorsorge wird aller Voraussicht nach in 
Zukunft zunehmen, was wiederum bedeutet, dass sich die Zusammensetzung des 
Einkommensmixes für alte Menschen verändern wird. 
 
In dieser Diskussion  stehen Regulationsaspekte eher am Rande. Dieses Manko der 
politik- und praxisnahen Forschung spiegelt Engführungen der bisherigen sozialpo-
litischen Praxis selbst. 
 
Die politische Praxis verengte bisher das Thema „Alterssicherung“ in der Regel auf 
das Thema „gesetzliche Rentenversicherung“. Die „private“ Altersvorsorge wurde 
als eine Angelegenheit angesehen, mit der sich staatliche Politik nicht beschäftigen 
müsste, und wenn, dann allenfalls unter steuerpolitischen Gesichtspunkten. Zwar 
wurde von Politikern wie von Werbestrategen der privaten Versicherungswirtschaft 
immer wieder von den „drei Säulen“ der Alterssicherung gesprochen, aber diese 
Aussagen hatten einen deklamatorischen Charakter: Sie beinhalteten einen Appell an 
die Bürger und Bürgerinnen, privat für das Alter vorzusorgen, sowie gesellschaftspo-
litisch ein Bekenntnis zu einer gemischten Gesellschaftsverfassung. Es ging nicht um 
ein Konzept, diesen Wohlfahrtsmix politisch zu gestalten und zu organisieren. Die 
durchaus vorhandene staatliche Regulierung betrieblicher und privater Vorsorge 
wurde i.d.R. Fachbeamten der Ministerialbürokratie und Fachpolitikern außerhalb 
des Politikfeldes Sozialpolitik überlassen, ohne Eingang in konzeptuelle Überlegun-
gen und programmatische politische Debatten zu finden. Der Gesamtzusammen-
hang des gesellschaftlichen Wohlfahrtsmixes wurde nicht thematisch. 
 
Bei der derzeit laufenden Debatte um die Rentenreform wird zum ersten Mal ein 
Wohlfahrtsmix bei der Altersvorsorge als integriertes Konzept und politische Ges-
taltungsaufgabe diskutiert und in einem Gesetzentwurf umgesetzt. Dadurch rückt 
die private Altersvorsorge als Gegenstand eines regulierenden Sozialstaats in den 
Blick.5 Hier lässt sich ein Policy-Wandel beobachten, also eine Veränderung der poli-
tischen Aufgaben- und Programmstruktur: Reguläre Sozialpolitik ist im Zusammen-
hang mit der Reform der Alterssicherung nun auch für private und betriebliche Al-
tersvorsorge und ihre Regulierung und Steuerung zuständig. Damit fallen den Sozi-
alpolitikern und Sozialpolitikerinnen neue Aufgabenbereiche und Themen zu, mit 
denen sie vorher nicht oder nur am Rande zu tun hatten. Wie es zu einem solchen 
Policy-Wandel kommt, wie er sich vollzieht, wie er legitimiert wird und welche insti-
tutionellen Folgen er mit sich bringt – dies sind die sich aus der Beobachtung erge-
benden soziologischen Fragen, die bisher kaum gestellt und nicht systematisch be-
handelt wurden.6  
 
In der soziologischen Denktradition ist immer wieder darauf hingewiesen worden, 
dass der von liberaler Seite formulierte Dualismus „Markt versus Staat“, bei dem 
„Markt“ und „Staat“ als gegensätzliche Prinzipien konzipiert sind (vermittelt höchs-
tens durch Konzipierung des Staates als sich selbst begrenzender Rechtsstaat), als 
__________ 
5 Bezeichnenderweise heißt der Gesetzentwurf, den das Arbeits- und Sozialministerium im Herbst 
2000 vorgelegt hat, nicht „Rentenreformgesetz 2000“ oder ähnlich, sondern „Altersvermögensgesetz“. 
6 Einzelne Abhandlungen, die sich mit technischen Aspekten der Regulierung betrieblicher und priva-
ter Altersvorsorge beschäftigt haben, sind Walgenbach (1989) und OECD (1998). 
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Ideologie verstanden werden muss (vgl. Kaufmann 1997: 29, FN 24; Beckert 2001; 
Polanyi 1944): Funktionierende Märkte haben soziale Voraussetzungen, die sie selbst 
nicht erzeugen.7 Neben der soziologischen Tradition der Marktkritik verweist auch 
die politische Analyse moderner Massendemokratie auf eine Verschränkung von 
„Staat“ und „Gesellschaft“. Wohlfahrtsstaatlichkeit beinhaltet eine potentiell unbe-
grenzte Verantwortlichkeit des Staates für die Wohlfahrt seiner Bürger und Bürge-
rinnen.  
 
Auch Altersvorsorge über den Kapitalmarkt kann also nicht ‚staatsfrei’ gedacht wer-
den. Es erwachsen neue Herausforderungen für die Politik, besonders der Umgang 
mit den Unsicherheiten und Risiken und den neuen Ungleichheiten, die Kapital- und 
Anlagemärkte bergen (Leisering/Motel 1997). „Private“ Altersvorsorge bedarf sys-
tematischer staatlicher Regulierung, um wohlfahrtssteigernde Wirkungen zu haben. 
Stichwortartig sind folgende Regulierungsbedarfe zu nennen: Regulierung des An-
bietermarktes, Gesetze zur Finanzdienstleistungsbranche (vgl. das dritte Finanz-
marktförderungsgesetz mit Vorschriften zu Altersvorsorge-Sondervermögen), 
Verbraucherschutz, Aufsichtsbehörden, steuerrechtliche Anreize, staatliche Ausfall-
bürgschaften und Grundsicherung. Die Diskussion, wie private Anbieter zu regulie-
ren sind, und welche Vorsorgeprodukte für die staatliche Förderung zugelassen 
werden, ist ein wesentlicher Teil der derzeit laufenden Debatte um die Rentenreform.  
 
Dabei ist mit neuen Wertvorstellungen und Normen zu rechnen, was sich derzeit 
etwa im Bedeutungswandel von „Gerechtigkeit“ andeutet. Der Normwandel ist 
noch weitgehend latent und offen. Es gibt noch keine Wertmaßstäbe, an denen eine 
staatliche Regulierung der privaten Vorsorge gemessen werden könnte. Nur so ist es 
beispielsweise zu erklären, dass es kaum Staub aufwirbelt, dass Frauen aller Voraus-
sicht nach höhere Prämien selbst für die staatlich indirekt erzwungene und geförder-
te private Altersvorsorge werden zahlen müssen als Männer.  
 
Dies führt zurück zu dem oben genannten Desiderat einer neuen Wohlfahrtsstaats-
theorie für die „new politics of the welfare state“ der postexpansiven Ära. Neue I-
deen, neue Interessen, neue Institutionen treten auf. Der Wandel von Politik er-
streckt sich auch auf das Politikfeld Sozialpolitik selbst, verändert herkömmliche 
Ressortabgrenzungen und Programmsegmentierungen. 
 
So wird sich die Politik damit auseinandersetzen müssen, dass bei der derzeitigen 
Entwicklung die Grenze zwischen Altersvorsorge und „normaler“ Vermögensbil-
dung verschwimmt. Nach wie vor ist in der politischen Auseinandersetzung um die 
Riestersche Rentenreform die staatliche Förderung auch von Wohneigentum ein 
Thema. Eine solche Förderung gibt es jedoch – unabhängig von den diskutierten 
__________ 
7  Kaufmann geht davon aus, dass der spezifische Garant des evolutionären Erfolgs der wohlfahrts-
staatlichen Entwicklung, in einer gleichzeitigen Steigerbarkeit von Fremdsteuerung und Selbststeue-
rung liegt (Kaufmann 1998: 53). Märkte funktionieren nur mit einer staatlich-rechtlichen Rahmenset-
zung. In diesem Sinne bemängelt Theis (2001), dass die Diskussion um die private Altersvorsorge 
häufig auf Scheingegensätze wie „staatliche versus privatwirtschaftliche Koordination“ reduziert 
wird, obwohl ein staatlicher Regulierungsrahmen zur Korrektur von Marktversagenstatbeständen 
notwendig sei und der Staat weiterhin für die Sicherung des Existenzminimums Sorge zu tragen hät-
te. 
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Konzepten der Altersvorsorge – schon lange, z.B. in Form von Steuererleichterungen 
beim Wohnungskauf oder in Form von Zuschüssen zu Bausparverträgen. Eine Auf-
lösung der Grenze zwischen Altersvorsorge und Vermögensbildung wird politisch 
sogar gefordert: „[Es] kann an der derzeitigen Vermögensbildung angesetzt und die-
se in Richtung Alterssicherung ausgebaut werden. Durch eine weitergehende Förde-
rung der Vermögensbildung mit dem Ziel einer zusätzlichen Absicherung des Ein-
kommensrisikos im Alter würde das Zielsystem der Vermögensbildung sinnvoll 
ausgedehnt“ (Klein/Teepe 2000: 261; vgl. auch OECD 1998: 39).  
 
Auch das Konzept der „Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand“, das von christ-
lich-demokratischen Vertretern des Programms „Soziale Marktwirtschaft“ seit den 
50er Jahren immer wieder propagiert wird, erhält dabei einen neuen Stellenwert. Das 
Vorstellungen von Ludwig Erhard über einen „Volkskapitalismus“ (Abelshauser 
1996) kehren auf diese Weise unverhofft und in erweiterter Gestalt wieder. Nach Er-
hard bestand das Soziale der Sozialen Marktwirtschaft darin, daß eine staatliche 
„Ordnungspolitik“ die Voraussetzungen dafür schafft, dass die Menschen durch Er-
werbseinkommen, Massenkonsum und stabile Preise die Wohlfahrt steigern können. 
Derzeit geht es nunmehr um eine „Ordnungspolitik“ für Kapitalmärkte, auf denen 
Anleger private Daseinsvorsorge betreiben.  
 
In diesem Zusammenhang, so zeichnet sich ab, tritt der Kampf „sozialer“ vs. (liberal-
) ökonomischer Interpretamente und Normen, die den Wohlfahrtsstaat seit seiner 
Entstehung begleitet hat, in eine neue Phase. Zum einen könnte angenommen wer-
den, dass der Bedeutungszuwachs regulierender Sozialpolitik die überkommenen 
weltanschaulichen Lagerfronten weiter abschleift, also das beschworene „Ende der 
Ideologien“ befördert. Zum anderen könnte in der Regulierungsfrage gerade eine 
neue Variante dieser Frontstellung erwachsen. Unter dem Eindruck der Asienkrise 
1997 wird heute auch von liberalökonomischen Politikern wie Wissenschaftlern viel-
fach eine basale Regulierung der Finanzmärkte  gefordert. Hierbei handelt es sich 
aber um eine funktionsbezogene, nicht auf individuelle Wohlfahrt und Teilhabe zie-
lende Regulierungsprogrammatik. 
 
 
3 Fragestellungen einer Analyse des Wandels vom produzierenden 
zum regulierenden Wohlfahrtsstaat 
 
Die zentrale Fragestellung des Forschungsprojekts, das durch den vorliegenden Bei-
trag vorbereitet wird, richtet sich auf den mit regulierender Politik einhergehenden 
Policy- und Normenwandel. Differenzierende Fragestellungen wurden bereits im 
vorangehenden Teil entwickelt, so dass an dieser Stelle nur noch eine Systematisie-
rung vorzunehmen ist. Die Fragestellungen beziehen sich auf die folgenden, mitein-
ander verknüpften Bereiche: 
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3.1 Policy-Wandel 
 
Trifft die Ausgangsannahme des Projekts zu, dass regulierende Politik zunimmt? Es 
geht zunächst um eine deskriptive Bestandsaufnahme. Dabei sind zu analysieren: die 
Programmatik regulierender Politik, ihr rechtliches und administratives Instrumen-
tarium, ihre Typen (etwa Regulierung organisierter Akteure [Beispiel Pensionsfonds] 
vs. direkter klientenbezogener Regulierungen [Beispiel Verbraucherschutz]) und 
spezifische neue Akteure und Einrichtungen.  
 
So sollen die finanziellen, rechtlichen, institutionellen und legitimatorischen Voraus-
setzungen privater Alterssicherung, soweit im politischen System schon bearbeitet, 
identifiziert werden. Zu identifizieren ist sodann die Einbindung der Regulierung 
nicht-staatlicher Daseinsvorsorge in ein integriertes Konzept eines Wohlfahrts- bzw. 
Einkommensmixes. 
 
Diese Untersuchung erstreckt sich primär auf die Alterssicherung, kontrastiv sind 
auch andere Bereiche, vor allem Pflege- und Krankenversicherung, in begrenztem 
Umfang einzubeziehen. Noch umfassender ist zu fragen, was Steuerungs- und Regu-
lierungsprobleme in der Umwelt- und Technologiepolitik von denen der Sozialpoli-
tik unterscheidet. Auf Grundlage der Vergleiche mit anderen Politikfeldern ist ein 
Beitrag zur allgemeinen Regulierungstheorie zu leisten. 
 
3.2 Politics-Wandel in der Alterssicherung 
 
Welcher Politikwandel geht mit der Ausweitung regulierender Politik einher? Ver-
schiebt sich der Ort des Politikfeldes „Sozialpolitik“ innerhalb des politisch-
administrativen Systems, wandeln sich seine Grenzen und Verknüpfungen mit ande-
ren Politikfeldern, die es prägenden Akteure, Interessen und Ideen? Wandelt sich die 
externen „gesellschaftlichen“ Bezüge des Politikfeldes, welche neuen „privaten“ Ak-
teure, Strukturen, Interessen, Arenen und Ideen werden handlungsrelevant?  
 
Nehmen die politischen Akteure diesen Wandel wahr oder interpretieren sie die 
neuen Phänomene im Lichte alter Semantiken? Wie definieren sie den Wandel? 
 
3.3 Normwandel in der Alterssicherung 
 
Entstehen mit regulierender Politik neue Normen, Zielvorstellungen und Werte, und 
wie entstehen sie? Inwieweit wird der Bedarf neuer Normen wahrgenommen und 
semantisch ausgeflaggt oder gerade kaschiert? Wie werden sich ausbildende neue 
Normsetzungsbedarfe des „steuernden“ und regulierenden Wohlfahrtsstaats mit den 
alten Normen des direkt „sozial“ intervenierenden, umverteilenden und produzie-
renden Wohlfahrtsstaats vermittelt (Konfliktlinien)? Welche „sozialen“ Normen ste-
hen welchen „ökonomischen“ in der Regulierungsfrage gegenüber und wie werden 
die Kontroversen geführt? Differenziert sich das Spektrum „sozialer“ Normen auf 
neue Weise? 
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3.4 Wandel des Wohlfahrtsstaats 
 
Wie verändern sich die Legitimationsgrundlagen des Wohlfahrtsstaats? Gefährdet 
oder steigert regulierende Politik die Akzeptanz dieses Typus von Staatlichkeit? 
Wird der Wandel von den Bürgern und Bürgerinnen etwa eher als Ausweitung von 
Optionen im Kontext von Pluralisierung und Individualisierung wahrgenommen 
oder aber als Steigerung von Risiken und Exklusionsdrohungen in einer als über-
mächtig erlebten globalisierten Welt?  
 
Wie verändert sich die Struktur der im Sozialstaat auftretenden Interessen und Kon-
fliktbearbeitungsarenen? Entstehen neuer Verteilereliten, etwa Finanzdienstleister, 
und neue Machtzentren, etwa internationale Pensionsfonds?  
 
Wie verändert die Zunahme von Regulierung die Gestalt des Wohlfahrtsstaats? Geht 
die Entwicklung in Richtung einer „Wohlfahrtsgesellschaft“? Findet eine „Entrech-
tung“ statt, also eine partielle Ersetzung genuiner sozialer Rechte durch (wenn auch 
staatlich gestützte) zivile Teilhaberechte (T.H. Marshall 1950)? Ist parallel eine „Ent-
politisierung“ festzustellen, etwa eine teilweise Ersetzung demokratischer Teilhabe 
im politischen System durch privatrechtliche Haftungsansprüche gegenüber hochor-
ganisierten, teilweise globalisierten Marktakteuren? 
 
Wie wandelt sich der wohlfahrtsstaatliche Diskurs, die wohlfahrtsstaatsbezogenen 
Semantiken und Normen? Was wird mit der überkommenen weltanschaulichen 
Frontstellung Marktliberalismus als Wohlfahrtsstaatskritik vs. Wohlfahrtsstaatsbe-
fürwortung in den politischen und wirtschaftlichen Eliten? Welche neuen pro-
wohlfahrtsstaatlichen weltanschaulichen Lager treten auf, in welchen neuen Diffe-
renzierungen und Koalitionen? Sind neue Begriffe zu verzeichnen, wie „Wohlfahrts-
gesellschaft“? Hinkt die politische Semantik den Veränderungen hinterher – indem 
etwa alte Semantiken wie „Sozialversicherung“, „Soziale Marktwirtschaft“ und „So-
zialstaat“ kontrafaktisch kontinuiert werden? Oder eilt die Semantik voraus, ist die 
sozialpolitische Realität noch stärker alten Mustern verhaftet als „Zukunftspolitiker“ 
es wahrhaben wollen?  
 
Trägt der Wandel des Sozialstaats zur Veränderung des Verhältnisses von „Staat“ 
und „Gesellschaft“ bei - Stichwort „blurring“? Verändert dieser Prozess die funktio-
nale Differenzierung der modernen Gesellschaft, hebt sie gar auf? 
 
3.5 Internationaler Vergleich 
 
Wie sieht die Organisation eines Wohlfahrtsmixes bei der Altersvorsorge und die 
Regulierung privater Altersvorsorge in unterschiedlichen institutionellen und kultu-
rellen Kontexten aus, insbesondere in einem liberalen Wohlfahrtsregime wie Groß-
britannien?  
 
Bringt die Zunahme regulierender Aktivitäten des Wohlfahrtsstaats neue Struktur-
bildungen und damit potentiell auch neuartige Strukturunterschiede zwischen 
Wohlfahrtsstaaten hervor? Durchkreuzt die Zunahme regulierender Politik her-
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kömmliche, weltanschaulich fundierte Unterscheidungen von Wohlfahrtsstaaten wie 
die von Esping-Andersen? 
 
Gibt es Chancen oder Grenzen für policy learning zwischen Deutschland und Groß-
britannien?  
 
3.6 Rechtswissenschaftliche Fragestellungen 
 
Des weiteren sind für das interdisziplinär geplante Forschungsprojekt rechtswissen-
schaftliche Fragestellungen zu spezifizieren.  
 
Einige Aspekte, auch Verknüpfungen zu soziologischen Fragestellungen, wurden 
bereits genannt, so die Rolle von reflexivem und prozeduralem Recht; die Verbin-
dung bislang unverbundener Rechtsgebiete, innerhalb und außerhalb des Sozial-
rechts und der daraus  folgende Wandel des Rechtssystems; Verwischen der Grenze 
zwischen öffentlichem und Privatrecht; konkreter die Entstehung neuer Normen. 
 
Die in den vorangegangenen Abschnitten aufgeworfenen Problemstellungen weisen 
darauf hin, dass eine Untersuchung des „regulierenden Wohlfahrtsstaats“ über das 
hinausgehen muss, was aus rechtswissenschaftlicher Sicht unter der Rubrik „Arbeits- 
und Sozialrecht“ abgehandelt wird. Es zeichnet sich eine Entwicklung ab, bei der 
staatliche Intervention mit sozialpolitischen Zielformulierung nicht mehr nur in Ar-
beitsmärkte stattfindet, sondern auch in Kapitalmärkte und in das Steuersystem. Für 
die Wohlfahrtsproduktion in einem regulierenden Sozialstaat sind deshalb neben 
dem Sozialrecht auch andere Rechtsgebiete relevant, etwa bei der rechtlichen Regu-
lierung von Finanzdienstleistungen (vgl. das 3. Finanzmarktförderungsgesetz von 
1998) oder bei steuerlichen Anreizen zur privaten Altersvorsorge (Teil des Gesetz-
entwurfs zur Riesterschen Rentenreform).  
 
3.7 Methode 
 
Die primäre Datengrundlage sind qualitative Tiefeninterviews mit politischen, ad-
ministrativen, verbandlichen und privatwirtschaftlichen Entscheidungsträgern, Ex-
perten und Eliten und die Analyse von Dokumenten aus diesen Bereichen. 
 
Dabei wird ein kontrastierender Vergleich vorgenommen: ein Systemvergleich zwi-
schen Alterssicherung und Pflegeversicherung sowie Umwelt- und Technologiepoli-
tik (in begrenztem Umfang) sowie ein internationaler Vergleich zwischen Alterssi-
cherung in Deutschland und Großbritannien. 
 
Für die rechtswissenschaftliche Studie stehen rechtswissenschaftliche Analysen von 
Regulierungsinstrumentarien und ihrer Verankerung im allgemeinen Rechtssystem 
im Vordergrund, ergänzt um rechtssoziologische und rechtstheoretische Betrachtun-
gen.  
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